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Anhand eines fiktiven Beispiels – der Ausbau eines Kanals, bestehend aus einer Vertiefung, einer Verbreiterung sowie der Ver-
längerung einer existierenden Liegestelle – wird die Planung einer Baugrunderkundung auf Grundlage der DIN 4020 bzw. der 
EAU erläutert: Zunächst wird die Aufgabenstellung spezifiziert und daraus die generellen Anforderungen an die Baugrunderkun-
dung abgeleitet. Eine Sichtung vorhandener Altunterlagen führt zu einem ersten Baugrundmodell. Auf der Grundlage dieser 
Vorarbeiten kann dann das eigentliche Erkundungsprogramm bzgl. Anzahl und Lage der Aufschlüsse, Methodik und Aufschluss-
tiefe festgelegt werden. 
 
Grundlage für die Planung von Baugrunduntersuchun-
gen ist die DIN 4020 „Geotechnische Untersuchungen 
für bautechnische Zwecke“ (September 2003) sowie 
speziell für Wasserbauwerke zusätzlich die „Empfeh-
lung des Arbeitsausschusses <Ufereinfassungen>, Hä-
fen und Wasserstraßen“ (EAU) in ihrer aktuellen Fas-
sung von 2004. 
 
 
1   Das Projekt: Ausbau eines Kanals 
 
Die Planung einer Baugrunduntersuchung wird am 
Beispiel eines Kanalausbaus erläutert. Der Kanal sei 
ungedichtet, ein Teil des Kanalufers ist mit einer unver-
ankerten Spundwand als Liegestelle ausgebaut.  
 
Bild 1: Projekt Kanalausbau. Draufsicht 
 
 
Bild 2: Projekt Kanalausbau. Querschnitt 
Folgende Maßnahmen sind geplant (Bilder 1 und 2): 
 
• Der Kanal wird vertieft. 
• Durch Rückverlegung des nördlichen Seiten-
dammes wird der Kanal verbreitert. 
• Die vorhandene Liegestelle wird verlängert. 
 
 
2   Vorarbeiten 
 
2.1 Notwendigkeit einer Baugrunderkundung 
 
Nach Abs. 4.1 der DIN 4020 müssen für jede Bauauf-
gabe Aufbau und Beschaffenheit von Boden und Fels im 
Baugrund sowie die Grundwasserverhältnisse ausrei-
chend bekannt sein, um insbesondere Standsicherheit 
und Gebrauchstauglichkeit des Bauwerks sowie die 
Auswirkungen der Baumaßnahme sicher beurteilen zu 
können. Hierzu müssen geotechnische Untersuchungen 
projektbezogen ausgeführt werden. 
 
„Projektbezogen“ heißt auch, dass ein vorliegendes 
Altgutachten, das zwar für den gleichen Kanalabschnitt, 
aber für eine andere Fragestellung oder für einen frühe-
ren Planungsstand aufgestellt wurde, für die aktuelle 
Bauaufgabe möglicherweise nicht ausreicht. 
 
Art und Umfang der Baugrunderkundung sowie die 
Notwendigkeit der Einschaltung eines Sachverständigen 
für Geotechnik hängen neben der eigentlichen Aufga-
benstellung auch vom Bearbeitungsstand des Projektes 
(Vor- oder Hauptuntersuchung) sowie von der Komple-
xität von Bauwerk und Baugrund, d.h. von der Geo-
technischen Kategorie, ab. 
 
 
2.2 Geotechnische Kategorien 
 
In der DIN 4020, Abs. 7.2, werden die „Geotechnischen 
Kategorien“ GK1 bis GK3, die nicht mit den WSV-
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• Die GK1 umfasst einfache Bauwerke bei einfa-
chen und übersichtlichen Baugrundverhältnis-
sen, so dass die Standsicherheit aufgrund gesi-
cherter Erfahrungen beurteilt werden kann. Es 
wird nicht in Vor- und Hauptuntersuchung un-
terschieden, und die Einschaltung eines Sach-
verständigen ist nicht zwingend erforderlich. 
• Die GK2 umfasst Bauwerke oder Baugrund-
verhältnisse mittleren Schwierigkeitsgrads, bei 
denen die Sicherheit zahlenmäßig nachgewie-
sen werden muss und die eine ingenieurmäßige 
Bearbeitung mit geotechnischen Kenntnissen 
und Erfahrungen verlangen. 
• Die GK3 umfasst Bauwerke oder Baugrund-
verhältnisse hohen Schwierigkeitsgrads, die 
zur Bearbeitung vertiefte geotechnische Kennt-
nisse und Erfahrungen auf dem jeweiligen Spe-
zialgebiet der Geotechnik erfordern. 
 
In Anhang A der DIN 4020 werden Zuordnungskrite-
rien und Beispiele für die Geotechnischen Kategorien 1 
und 3 aufgelistet. Zur GK3 zählen damit z.B. Staudäm-
me, Deiche sowie allgemein den Grundwasserspiegel 
verändernde Bauwerke, weitgespannte Brücken, Schleu-
sen und Siele. Daraus folgt: Nahezu alle Bauvorhaben 
der WSV gehören in die Kategorien GK2 und GK3 und 
erfordern damit die Einschaltung eines Sachverständi-
gen für Geotechnik (s. Abs. 5.3 der DIN 4020) sowie 
eine Vor- und Hauptuntersuchung. 
 
Das Beispielprojekt wäre in die GK2 einzuordnen. 
 
 
2.3 Vor- und Hauptuntersuchung 
 
Die Intensität der Baugrunderkundung für GK2- und 
GK3-Bauwerke ist auch davon abhängig, ob es sich um 
eine Vor- oder um eine Hauptuntersuchung handelt. Die 
DIN 4020 erläutert: 
 
(Abs. 7.3) Voruntersuchungen dienen der Entscheidung, 
ob ein geplantes Bauwerk im Hinblick auf die Bau-
grundverhältnisse überhaupt errichtet werden kann und 
wenn ja, welche besonderen Anforderungen (technisch 
und wirtschaftlich) für die Gründungskonzeption, die 
Baukonstruktion sowie die Baudurchführung zu beach-
ten sind. Voruntersuchungen müssen Folgendes umfas-
sen: 
 
• die Sichtung und Bewertung vorhandener Un-
terlagen, 
• geologische Beurteilung, 
• ein weitmaschiges Untersuchungsnetz, entwe-
der in systematischer Anordnung (...) oder an 
je nach Zugänglichkeit ausgewählten Stellen, 
• stichprobenhafte Feststellung der maßgeben-
den Eigenschaften und Kennwerte. 
 
(Abs. 7.4.1) Hauptuntersuchungen müssen durch Art 
und Umfang die Beurteilung der Ausführbarkeit voraus-
sehbarer Varianten der Gründung und der Baudurch-
führung zulassen. 
 ... 
Die Hauptuntersuchung umfasst für Verhältnisse der 
Geotechnischen Kategorien 2 und 3: 
 
a) Sichtung und Bewertung von vorhandenen Un-
terlagen; 
b) Erkundung der Konstruktionsmerkmale und 
Gründungsverhältnisse im Einflussbereich der 
Baumaßnahme liegender baulicher Anlagen; 
c) geologische Beurteilung, gegebenenfalls geo-
logische Detailuntersuchungen; 
d) direkte und indirekte Aufschlüsse; 
e) boden- und felsmechanische Feldversuche und 
Laboruntersuchungen; 
e) gegebenenfalls Untersuchung auf umweltrele-
vante Stoffe; 
f) erforderlichenfalls Probebelastungen, in Ein-
zelfällen Probeausführung von Bauteilen mit 
Funktionsprüfung (z.B. Proberammungen); 
g) erforderlichenfalls hydraulische Feldversuche, 
Dichtheitsprüfungen; 
h) erforderlichenfalls Messung vorgegebener Ab-
läufe (wie Grundwasserschwankungen, Hang-
bewegungen usw.). 
 
Die GK1 unterscheidet nicht in Vor- und Hauptuntersu-
chung. Hier bestehen folgende Mindestanforderungen 
an die Baugrunderkundung (Abs. 7.2.2): 
 
a) Einholung von Informationen über die allge-
meinen Baugrundverhältnisse und die örtlichen 
Bauerfahrungen der Nachbarschaft; 
b) Erkunden der Bodenarten bzw. Gesteinsarten 
und ihrer Schichtung, ... 
c) Abschätzen der Grundwasserverhältnisse vor 
und während der Bauausführung; 
d) Besichtigen der ausgehobenen Baugrube. 
 
 
2.4 Spezifizierung der Aufgabenstellung 
 
Der nächste Schritt bei der Planung einer Baugrunder-
kundung besteht in der Spezifizierung der Aufgabenstel-
lung. 
 
Für das Beispielprojekt könnte die Spezifizierung wie 
folgt aussehen: 
 
• Aus der geplanten Vertiefung ergibt sich die 
Notwendigkeit einer Beschreibung des zukünf-
tigen Aushubmaterials an der Kanalsohle zur 
Planung der Baggerarbeiten, zur Klärung der 
Wiederverwendbarkeit des Aushubmaterials 
sowie für Massenermittlungen der verschiede-
nen Bodenarten. Die vorhandene Spundwand 
und die Dämme müssen nachgerechnet wer-
den. 
Kolloquium: „Baugrundaufschlüsse: Planung, Ausschreibung, Durchführung, Überwachung, Interpretation“ 
Bundesanstalt für Wasserbau, 16. – 18. April 2008 im BAU-ABC-Rostrup / Bad Zwischenahn 





• Aufgrund der Verbreiterung der Dammstrecke 
ist es neben der Beschreibung des Aushubma-
terials an der zukünftigen wasserseitigen 
Dammböschung erforderlich, die Grundlagen 
für eine Standsicherheitsbeurteilung nach dem 
BAW-Merkblatt Standsicherheit von Dämmen 
an Bundeswasserstraßen (MSD) zu liefern. Zu 
einer Standsicherheitsbeurteilung nach MSD 
gehört die Berechnung der lokalen und globa-
len Standsicherheit, die Beurteilung der Sicher-
heit gegenüber Materialtransport und hydrauli-
schem Grundbruch sowie eine ausreichende Si-
cherheit beim Nachweis von Querungsbauwer-
ken. 
• Die Verlängerung der Liegestelle erfordert eine 
Bemessung der neuen Spundwand und deren 
Verankerung. Es sind Angaben über die 
Rammbarkeit des Baugrundes sowie zur Stahl- 




2.5 Anforderungen an Gutachten und 
      Baugrunderkundung 
 
Zur Beantwortung der spezifizierten Fragestellung muss 
das spätere Gutachten folgende Angaben beinhalten: 
 
• Auf der Grundlage eines in sich stimmigen 
Baugrundmodells muss der Schichtenverlauf in 
verschiedenen Schnitten ersichtlich sein. 
 
- Grundlage der Standsicherheitsbeurteilung 
der neuen und der vorhandenen Dämme 
sind Querschnitte sowie jeweils ein Längs-
schnitt unter der Dammkrone. 
- Ein Längsschnitt in der Kanalachse ermög-
licht die Planung der Baggerarbeiten und 
liefert die Grundlage für Massenabschät-
zungen. 
- Die Nachrechnung der vorhandenen 
Spundwand setzt einen Längsschnitt im 
Hinterfüllungsbereich voraus. 
- Der Bemessung der geplanten Spundwand 
ist ein Längsschnitt in der zukünftigen 
Achse zugrunde zu legen. 
 
• Den angetroffenen Böden sind für Standsi-
cherheitsberechnungen charakteristische Bo-
denkennwerte aus Laborversuchen oder Erfah-
rungen mit vergleichbaren Böden zuzuordnen. 
Aus der in situ Festigkeit der Böden können 
z.B. Aussagen über die Rammbarkeit des Bau-
grundes getroffen werden. Diese Daten gehen 
zusammen mit den Ergebnissen von Klassifi-
zierungsversuchen in die Benennung bzw. 
Klassifizierung der Böden nach DIN EN ISO 
14688 (Ersatz für die zurückgezogene DIN 
4022), DIN 18196, DIN 18300 und DIN 18311 
ein. Solche Angaben wiederum sind z.B. für 
die Planung der Aushubarbeiten oder zur Beur-
teilung der Wiederverwendbarkeit der Böden 
erforderlich. 
 
• Und schließlich sind für die Standsicherheits-
beurteilung der neuen und alten Dämme und 
Spundwände Aussagen über die Tiefenlage des 
Grundwassers notwendig. Dazu gehören auch 
Angaben über die räumliche Lage von grund-
wasserstauenden und –leitenden Schichten 
bzw. Schichtpaketen. Die Beurteilung der 
Stahlaggressivität des Grundwassers erfordert 
die Analyse einer Grundwasserprobe nach DIN 
50929. Die Betonaggressivität ist nach DIN 
4030 zu untersuchen. 
 
Folgende Informationen müssen deshalb aus den Bau-
grundaufschlüssen ableitbar sein bzw. folgende Proben 
gewonnen werden können: 
 
• der Schichtenaufbau 
• in situ Festigkeit 
• Bodenproben für Laborversuche 




3 Sichtung und Bewertung vorhandener Un-
terlagen 
 
Vor der Festlegung des Erkundungsprogramms besteht 
die Aufgabe des Sachverständigen zunächst darin, die 
vorhandenen Unterlagen in Kenntnis der aktuellen Fra-
gestellungen zu sichten und zu bewerten. 
 
 
3.1 Allgemeine Unterlagen 
 
Laut Abs. 5.4.1 der DIN 4020 müssen dem Sachver-
ständigen für Geotechnik für jede Phase der geotechni-
schen Untersuchung folgende Unterlagen zur Verfü-
gung gestellt werden: 
 
a) Lageplan mit Angabe der Lage des Bauwerks 
(einschließlich aller Varianten !); 
b) Grundrisse und Schnitte der Vor- und Ent-
wurfsplanung mit NN-Höhen; 
c) voraussichtliche Lasten, dynamische und sons-
tige Einwirkungen; 
d) beabsichtigte bzw. mögliche Konstruktionsan-
weisungen; 
e) Nutzungsweise des Bauwerks. 
 
Für das beschriebene Projekt wäre es sinnvoll, dem 
Sachverständigen zusätzlich – soweit vorhanden – fol-
gende Unterlagen möglichst in digitaler Form zu über-
geben: 
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• Alle vorhandenen Altgutachten (auch solche 
von Querungsbauwerken und Anschlussstre-
cken) 
• Informationen über vorhandene Grundwasser-
messstellen (GK-Koordinaten, NN-Höhen, 
Schichtenaufbau, GW-Analysen, Ganglinien) 
• Kornverteilungen aus Unterhaltungsbaggerun-
gen 
• Schadensberichte, Protokolle von Bauwerksin-
spektionen 
• Rammprotokolle der Spundwand, Ergebnisse 
von Spundwanddickenmessungen 
• Luftbilder, Bauwerksfotos 
• Karte der WSV-eigenen Flächen 
 




3.2 Unterlagen zum Baugrund 
 
Baugrundbeschreibungen befinden sich nicht nur in 
WSV-eigenen Archiven, sondern auch in geologischen 
Landesämtern, in Universitäten oder bei Bundesanstal-
ten: Allein im Archiv des BAW-Referates Geotechnik 
Nord der Dienststelle Hamburg liegen ca. 3000 Gutach-
ten zu norddeutschen Wasserstraßen vor. 
 
Als Ergebnis der Sichtung vorliegender Baugrundbe-
schreibungen sollte vor Beginn der Baugrunderkundung 
ein vorläufiges Baugrundmodell erstellt werden. 
 
Um aus einer Vielzahl einzelner Altaufschlüsse ein 
vorläufiges Baugrundmodell zu erstellen, müssen diese 
zusammenfassend bewertet – d.h. einheitlich interpre-
tiert – werden. Bei komplexen Bauwerken oder Bau-
grundverhältnissen kann die Sichtung und Bewertung 
von Altunterlagen eine umfangreiche Arbeit darstellen. 
Trotzdem ist dieses Vorgehen wirtschaftlich sinnvoll, 
wenn man bedenkt, dass ein Bohrmeter unter Berück-
sichtigung aller Kosten (Baustelleneinrichtung, Durch-
führung der Bohrung, Entnahme von Proben, Transport, 
Bodenansprache ...) grob geschätzt einen Wert von 
100,- € darstellt. In Kenntnis des nach Sichtung dieser 
Unterlagen erstellten ersten Baugrundmodells kann bei 
der eigentlichen Baugrunderkundung nicht nur die An-
zahl der Aufschlüsse drastisch reduziert werden; wichti-
ger: die neuen Aufschlüsse können sinnvoller platziert 
werden. 
 
Die für die Sichtung und Bewertung vorhandener Unter-
lagen benötigte Zeit sollte deshalb vom zuständigen 
Amt bei der Planung einer Baugrunderkundung unbe-
dingt einkalkuliert werden. 
 
Für die Beispiel-Baumaßnahme könnte die Sichtung 
vorhandener Gutachten ergeben haben, dass im Unter-
suchungsgebiet bereits drei Bohrungen abgeteuft wur-
den: Danach sei im untersuchten Streckenabschnitt 
unterhalb einer sandigen Dammaufschüttung grundsätz-
lich mit Torf über Sand und Geschiebemergel zu rech-
nen (Bild 3). 
 
Bild 3: Beispiel Kanalausbau: Erstes Baugrundmodell 
 
 
4 Planung der Baugrunderkundung 
 
Die Planung der Baugrunderkundung kann nur in 
Kenntnis 
 
• der spezifizierten Aufgabenstellung, 
• der daraus abgeleiteten Anforderungen an das 
Gutachten und die Baugrunderkundung und 
• des vorläufigen Baugrundmodells 
 
erfolgen. Darauf aufbauend sind folgende Festlegungen 
zu treffen: 
 
• Die Lage der Baugrundaufschlüsse ist bzgl. 
Anordnung und Abstand zu spezifizieren. 
• Es ist zu klären, mit welchen Methoden der 
Baugrund zu erkunden ist. 




4.1 Lage der Baugrundaufschlüsse 
 
In Abs. 7.4.2 gibt die DIN 4020 bzgl. der Anordnung 
von Baugrundaufschlüssen folgende Empfehlungen: 
 
a) Aufschlüsse sind im Raster oder in Schnitten 
anzuordnen, um den räumlichen Verlauf der 
Schichtung zu erfassen. Die geologischen Ge-
gebenheiten sind besonders zu berücksichtigen. 
b) Die Eckpunkte des Grundrisses bzw. Baufelds 
sind bevorzugt mit direkten Aufschlüssen zu be-
legen, Extrapolationen sind zu vermeiden. 
c) Bei Linienbauwerken sind die Aufschlüsse in 
der Trasse anzuordnen. Je nach Breite der 
Trasse oder Breite von Dammaufstandsflächen 
oder von Einschnitten sind darüber hinaus Auf-
schlüsse auch außerhalb der Bauwerksachse 
anzuordnen ... 
d) An Hängen und Geländesprüngen (auch Bau-
gruben) sind Aufschlüsse auch außerhalb des 
Bauwerksgrundrisses anzuordnen, und zwar 
so, dass die Stabilität des Hanges oder Gelän-
desprungs beurteilt werden kann. Bei Rückver-
ankerungen ist die Lage der Krafteinleitungs-
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e) Aufschlüsse sind so anzuordnen, dass sie keine 
Gefährdung des Bauwerks, der Baudurchfüh-
rung und der unmittelbaren und entfernteren 
Nachbargrundstücke durch Veränderung des 
Baugrunds und der Wasserverhältnisse bewir-
ken. 
 
Zum Abstand der Baugrundaufschlüsse erläutert die 
DIN 4020 im Abs. 7.4.3: 
 
Die Abstände direkter Aufschlüsse sind nach den geolo-
gischen Gegebenheiten, den Bauwerksabmessungen und 
den bautechnischen Fragestellungen zu wählen. 
Als Richtwerte der Abstände von direkten Aufschlüssen 
gelten: 
 
a) bei Hoch- und Industriebauten ein Rasterab-
stand von 20 m bis 40m; 
b) bei großflächigen Bauwerken ... ein Rasterab-
stand von nicht mehr als 60 m; 
c) bei Linienbauwerken (z.B. ... Wasserstraßen ... 
Deiche ... langgestreckte Dichtwände) ein Ab-
stand zwischen 50 m und 200 m ...; 
d) bei Sonderbauwerken (z.B. Brücken ...) zwei 
bis vier Aufschlüsse je Fundament; 
e) bei Staumauern, Staudämmen und Wehren ... 
Abstände zwischen 25 m und 75 m in maßge-
benden Schnitten; 
f) bei langgestreckten Schlitzwänden und Dicht-
wänden in Abständen von 25 m bis 50 m. 
 
Bei schwierigen Baugrundverhältnissen oder zur Ein-
grenzung von Unregelmäßigkeiten sind geringere Ab-
stände oder eine größere Anzahl von Aufschlüssen er-
forderlich. Dagegen darf bei sehr gleichförmigen Bau-
grundverhältnissen ein größerer Abstand oder eine 
geringere Anzahl der Aufschlüsse gewählt werden. 
Solche Fälle sind jedoch schriftlich zu begründen. 
 
Die EAU verweist zwar für die Baugrunderkundung 
generell auf die DIN 4020, empfiehlt dann aber bei 
generell bekannten Baugrundverhältnissen folgendes, 
deutlich umfangreichere Programm (E1, Abs. 1.2, s. 
Bild 4): 
 
1. Zunächst erfolgt eine sog. „orientierende Erkun-
dung“ durch Druck- oder Rammsondierungen, um 
so eine erste grobe Beurteilung der auftretenden 
Bodenarten zu ermöglichen. 
2. Anschließend empfiehlt die EAU Hauptbohrungen 
längs der Uferkante in einem Abstand von 50 m. 
3. In Abhängigkeit vom Ergebnis der Hauptbohrungen 
werden dann ebenfalls im 50 m Abstand, versetzt 
zu den Hauptbohrungen, Zwischenbohrungen 
durchgeführt. 
4. Schließlich können bei Bedarf weitere Sondierun-
gen durchgeführt werden. 
 
Solch ein umfangreiches Erkundungsprogramm, bei 
dem insgesamt ein Raster in einem 25m-Abstand fast 
vollständig erfüllt wird, wird man i.d.R. nur bei sehr 
komplexen Baumaßnahmen oder Baugrundverhältnis-
sen durchgehend verwirklichen. 
 
Bild 4: EAU: Lage von Aufschlussansatzpunkten 
 
Die Ausführungen der DIN 4020 und der EAU können 
nur einen Anhaltspunkt für die Wahl der Ansatzpunkte 
bieten. Bei einem realen Projekt wird man die Auf-
schlussansatzpunkte i.d.R. nicht festlegen, indem man 
ein gleichmäßiges Raster über das Untersuchungsgebiet 
legt. 
 
Für unser Beispielprojekt könnte man hingegen wie 
folgt vorgehen (Bild 5): 
 
Bild 5: Beispiel Kanalausbau: 
Lage der Aufschlussansatzpunkte 
 
1. Im Gutachten sollen Längs- und Querschnitte er-
stellt werden (grün gestrichelte Linien in Bild 5). 
Dazu müssen Baugrundaufschlüsse auf bzw. nahe 
dieser Achsen abgeteuft werden. Bisher liegen drei 
Altbohrungen auf der Dammkrone der Kanalnord-
seite im Abstand von ca. 150 m bzw. 200 m vor 
(rote Punkte in Bild 5). In Anbetracht der einfachen 



















 50 m 
   Hauptbohrung
  Zwischenbohrung
   Sondierung
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der Dammkronen den Abstand durch jeweils einen 
Zwischenaufschluss auf ca. 75 m – 100 m zu ver-
ringern (Aufschlüsse 1 bis 5 in Bild 5). 
 
2. Für spätere Standsicherheitsberechnungen ist die 
seitliche Ausdehnung der Torfschicht von Interesse. 
Deshalb würde man in Abhängigkeit davon, ob im 
Aufschluss 2 Torf angetroffen wird oder nicht, ei-
nen weiteren Aufschluss westlich oder östlich ein-
fügen (Aufschlüsse 2a und 2b). 
 
3. Des weiteren werden Aufschlüsse an den Enden der 
Querprofile erforderlich (Aufschlüsse 6 – 11). 
 
4. Für die Bemessung bzw. die Nachrechnung der 
Spundwände sollte selbst bei einfachem Baugrund 
ein Aufschlussabstand längs der Achsen von 50 m 
nicht überschritten werden. In Abhängigkeit von 
den Ergebnissen der Aufschlüsse 12 bis 16 kann ei-
ne weitere Verdichtung der Aufschlüsse notwendig 
werden (wenn z.B. eine stark in ihrer Höhenlage 
schwankende Geschiebemergeloberfläche angetrof-
fen wurde: Aufschlüsse 15a bis 15c). 
 
5. Und schließlich sind noch Aufschlüsse in der Ka-
nalachse erforderlich (Aufschlüsse 17 bis 19). Hier 
darf ein größerer Erkundungsabstand gewählt wer-
den, da an den wasserseitigen Endpunkten der 
Querprofile weitere Aufschlüsse vorliegen, deren 
Ergebnisse später auf die Profillinie projiziert wer-
den können. 
 
6. Diese erste Planung ist nun zu hinterfragen: 
 
• Sofern dadurch die Aussagekraft der Bau-
grundaufschlüsse nicht infrage gestellt wird, 
können einzelne Ansatzpunkte so verschoben 
werden, dass möglichst wenige Fremd-
grundstücke betreten werden müssen und da-
mit das Gros der Erkundung auf WSV-eigenen 
Flächen erfolgt.  
• Ein erster Eindruck bzgl. der Zugänglichkeit 
des Geländes liefern Luftbilder; eine spätere 
Ortsbesichtigung bleibt aber unbedingt erfor-
derlich. 
• Aus der Topografischen Karte kann z.B. die 
Lage von Vernässungszonen ermittelt werden. 
Evt. muss hier der Aufschlussabstand weiter 
verringert werden, da im Untergrund dort mit 






Baugrundaufschlüsse sind nach DIN 4020, Abs. 3.11, 
Mittel und Maßnahmen zur Feststellung von Art, Aufbau 
und Verbreitung des anstehenden Bodens und Fels, der 
Grundwasserverhältnisse. Es wird in „direkte“ und 
„indirekte“ Aufschlüsse unterschieden: 
• Unter „direkten Aufschlüssen“ versteht man 
nach Abs. 3.12 natürliche und künstliche Auf-
schlüsse, die eine Besichtigung von Boden und 
Fels, die Entnahme von Boden- und Felspro-
ben, sowie die Durchführung von Feldversu-
chen ermöglichen. Zu den direkten Aufschlüs-
sen gehören 
- vorhandene Aufschlüsse im Gelände (z.B. 
Straßeneinschnitte, Kiesgruben), 
- Schürfe und 
- Bohrungen. 
Bei einer Baugrunderkundung wird man i.d.R. 
Bohrungen als direkte Aufschlüsse abteufen. 
 
• Bei den „indirekten Aufschlüssen“ handelt es 
sich nach Abs. 3.13 der DIN 4020 um Auf-
schlüsse, die durch Korrelation zwischen phy-
sikalischen Messgrößen und boden- bzw. fels-
mechanischen Kenngrößen Rückschlüsse auf 
den Baugrund ermöglichen, wie z.B. Sondie-
rungen und geophysikalische Verfahren. 
Alle indirekten Verfahren erfordern zusätzlich 
sog. „Schlüsselbohrungen“, das sind nach Abs. 
3.15 Bohrungen zur Auswertung und Interpre-
tation indirekter Aufschlüsse. 
 
Die Baugrundaufschlüsse für das Projekt „Kanalaus-
bau“ sollen Informationen zum Schichtenaufbau, zur 
Tiefenlage des Grundwassers sowie zur in situ Festig-
keit liefern. Zudem sollen Boden- und Grundwasserpro-
ben genommen werden können. 
 
• Der Schichtenaufbau wird in erster Linie aus 
Bohrungen ermittelt, lässt sich aber auch aus 
Drucksondierungen ableiten. 
• Aussagen über die in situ Festigkeit erfordern 
Sondierungen. 
• Eine Entnahme von Bodenproben ist nur bei 
direkten Aufschlüssen, i.d.R. aus Bohrungen, 
möglich. Für die Gewinnung von Grundwas-
serproben sollte die Bohrung zudem als (tem-
poräre) Grundwassermessstelle ausgebaut wer-
den. 
 
Für das Beispielprojekt werden also grundsätzlich so-
wohl Bohrungen als auch Sondierungen benötigt: 
 
• Längs der geplanten Profillinien sind für die 
spätere Gutachtenerstellung Informationen 
zum Schichtenaufbau erforderlich, d.h. hier 
sind Bohrungen oder Drucksondierungen mög-
lich. Drucksondierungen sind wirtschaftlicher 
und sollten überall dort durchgeführt werden, 
wo keine Bodenproben benötigt werden und 
sich - wie hier - die zu erwartenden Schichten 
gut im Sondierdiagramm unterscheiden lassen. 
Deshalb ist in jedem Schnitt ein Boh-
rung/Drucksondier-Paar erforderlich, wobei die 
Bohrung als Schlüsselbohrung dient. Die übri-
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gen Landaufschlüsse können dann als Druck-
sondierungen ausgeführt werden. 
• Die Aufschlüsse im Wasser sollten als Boh-
rungen ausgeführt werden, um in jedem 
Dammquerschnitt über mindestens einen direk-
ten Aufschluss als Schlüsselbohrung zu verfü-
gen und um Bodenproben zur Klassifizierung 
des Aushubmaterials zu erhalten.  
• Zur Ermittlung der Anfangsscherfestigkeit der 
breiigen bis weichen Böden an der Gewässer-
sohle dienen Flügelsondierungen. 
• Um die Höhe des Grundwasserspiegels sicher 
feststellen zu können und zur Entnahme von 
Wasserproben ist eine Bohrung nahe der 
Spundwand als temporäre Grundwassermess-
stelle auszubauen. Die Wasserproben werden 
an ein chemisches Institut zur Bestimmung der 
Stahlaggressivität nach DIN 50929 weiterge-
geben. 
 
Bild 6: Beispiel Kanalausbau: 





Allgemein schreibt die DIN 4020 in Abs. 7.4.4:  
 
Die Aufschlusstiefe za muss alle Schichten erfassen, die 
durch das Bauwerk beeinflusst werden. Bei Staudäm-
men, Wehren und für Baugruben im Grundwasser sowie 
bei Fragen der Wasserhaltung ist die Aufschlusstiefe 
außerdem auf die hydrogeologischen Verhältnisse abzu-
stimmen. An Böschungen und an Geländesprüngen ist 
die Aufschlusstiefe in Hinblick auf die Lage möglicher 
Gleitflächen zu wählen. 
 
• Bei einem Damm sollte lt. DIN 4020 die Teufe 
unterhalb der Dammsohle etwa der Höhe des 
Geländesprungs entsprechen, mindestens aber 
6 m betragen (Bild 7): 
 
h
0,8·h < za < 1,2·h
und za ≥ 6m
 
Bild 7: DIN 4020: Aufschlusstiefe za 
für einen Damm 
 
• Für einen Einschnitt empfiehlt die DIN das 
0,4-fache des Geländesprungs, mindestens aber 
2 m (Bild 8): 
 
Bild 8: DIN 4020: Aufschlusstiefe za  
für einen Einschnitt 
 
• Für die Baugrunderkundung zur Bemessung 
bzw. Nachrechnung einer Dichtwand, sollte 
der Aufschluss lt. DIN 4020 mindestens 2 m in 
eine Schicht geringer Durchlässigkeit abgeteuft 
werden (Bild 9): 
 
Bild 9: DIN 4020: Aufschlusstiefe za  
für eine Dichtwand 
 
Darüber hinaus werden im Abschn. 7.4.4 der DIN 4020 
noch weitere Beispiele für unterschiedliche Bauwerke 
aufgeführt. 
 
Während die DIN 4020 als Bezugsebene die Bauwerks- 
oder Bauteil-Unterkante wählt, empfiehlt die EAU, 
ausgehend von der Bauwerksoberkante, als Aufschluss-




za ≥  0,4·h
und za ≥ 2m
za ≥ 2m
      Flügelsondierung
   Bohrung
Drucksondierung
GW-Messstelle
Kolloquium: „Baugrundaufschlüsse: Planung, Ausschreibung, Durchführung, Überwachung, Interpretation“ 
Bundesanstalt für Wasserbau, 16. – 18. April 2008 im BAU-ABC Rostrup / Bad Zwischenahn 





Bild 10: EAU: Aufschlusstiefe za zur Erkundung einer 
Ufereinfassung 
 
Bild 11: Beispiel Kanalausbau: 
Lage der Bohr- und Sondieransatzpunkte 
 
Für das Beispielprojekt folgt daraus (s. Bild 11) 
 
• im Bereich der vorhandenen und der geplanten 
Spundwände eine Endteufe von +7 mNN, da in 
den vorliegenden Altbohrungen die Oberkante 
des als Einbindehorizont geeigneten Geschie-
bemergels oberhalb von +9,5 mNN angetroffen 
wurde (s. Bild 3) und die Aufschlüsse mindes-
tens 2 m in diese Schicht abzuteufen sind. 
• Die Festlegung der Endteufe für die Aufschlüs-
se im Bereich der Kanalseitendämme erfolgt 
anhand der Bauwerksgeometrie: Nach einer 
Kanalvertiefung um 0,5 m wird der zukünftige 
Geländesprung 4 m betragen (s. Bild 2). In An-
lehnung an die EAU sollte die Aufschlussteufe 
damit 2 ⋅ 4 m = 8 m betragen, d.h. die Endteufe 
bei +20 mNN – 8 m = +12 mNN liegen. 
• Für die Wasserbohrungen in der Kanalachse, 
die hauptsächlich der Gewinnung von Proben 
zur Klassifizierung des Aushubmaterials die-
nen, reicht eine Aufschlussteufe von 2 m unter 
zukünftiger Kanalsohle aus, d.h. +14 mNN (s. 
Bild 2). 
• Für die geplanten Flügelsondierungen erübrigt 
sich die Angabe einer Endteufe: sie werden 
durchgeführt, solange ab Gewässersohle bindi-
ge oder organische Böden breiiger bis weicher 
Konsistenz angetroffen werden. 
 
 
5 Weitere Zusammenarbeit  
Amt / Sachverständiger 
 
Bild 11 zeigt die zeichnerische Darstellung des Erkun-
dungsprogrammes für den Kanalausbau, die das planen-
de Amt zusammen mit Hinweisen für die Ausschrei-
bung der Baugrunderkundung vom Geotechnischen 
Sachverständigen erhält. 
 
An dieser Stelle sollte das Erkundungsprogramm noch 
einmal kritisch hinterfragt werden: 
 
• Kann das Erkundungsprogramm die aktuelle 
Fragestellung beantworten ? Der Sachverstän-
dige ist über jede Änderung der amtsseiti-
gen Planungen unmittelbar zu informieren ! 
 
• Sind die Bohr- und Sondieransatzpunkte für 
das benötigte Gerät tatsächlich zugänglich? 
Dies sollte spätestens jetzt im Rahmen einer 
gemeinsamen Ortsbegehung geklärt werden. 
Trotz aller Sorgfalt bei der Festlegung der 
Bohr- und Sondieransatzpunkte am Schreib-
tisch, werden auch zukünftig Situationen wie 
in Bild 12 nicht von vornherein vermeidbar 
sein. 











 Bohrung als GW-Messtelle [+7mNN]
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